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1. Allgemeines 

1.1. Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Das Planungsgebiet liegt im südwestlichen Teil von Viernheim und umfasst eine 
Fläche von ca. 0,6 ha. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt 

• im Norden durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 667/4, 666/2, 547/68, 
547/69, 547/70, 547/71 und 547/196 

• im Osten durch die westlichen Grenzen der Flurstücke 547/196, 547/64 

und der Straße Am Königsacker (Flurstück 866/10)  

• im Süden durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 547/64, 547/40, 
547/39, 547/251, 547/37, 547/82 sowie 547/265 

• im Westen durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 547/193 sowie 
547/233 

 

 

Lage des Plangebiets 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst folgende Flurstücke: 

547/232, 547/226, 547/74, 547/262, 547/264, 547/263 (Franz-Schubert-Straße),  
547/261 sowie 547/231. 

Bei der Teilfläche des Flurstücks 547/264 handelt es sich um Flächen, die bis-
lang offiziell Teil des Straßengrundstückes der Franz-Schubert-Straße sind, die 
aber in die geplante Wohnanlage einbezogen werden.   

Der genaue Verlauf der Plangebietsumgrenzung sowie die einbezogenen Flur-
stücke ergeben sich abschließend aus der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 7 
BauGB. 
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1.2. Erforderlichkeit der Planaufstellung und Anlass der Bebauungsplanung 

Die Baugenossenschaft Viernheim ist Eigentümerin von ursprünglich insgesamt 
fünf dreigeschossigen Bauten an der Franz-Schubert-Straße, die in den 50er 
Jahren des 20. Jahrhunderts errichtet wurden. Diese Gebäude entsprachen in 
Hinblick auf die Grundrissgestaltung, die Schalldämmung und die Wärmedäm-
mung sowie in Bezug auf die sonstigen haustechnischen Anlagen nicht mehr 
dem heutigen Standard und hätten daher entweder einer grundlegenden Sanie-
rung oder eines Ersatzes durch Neubauten bedurft.  

Auf Grundlage der vorgenommenen Wirtschaftlichkeitsberechnungen zeigte 
sich, dass sich eine Neubebauung als günstigere Lösung darstellt. Die Bauge-
nossenschaft Viernheim strebt daher eine grundlegende Umstrukturierung des 
Gebäudebestandes an. Drei der fünf Gebäude wurden deshalb schon abgebro-
chen.  

Aufgrund der uneinheitlichen Prägung des Umfeldes mit überwiegend zweige-
schossigen Gebäuden im Osten und Südosten, dreigeschossigen Gebäuden im 
Norden und eingeschossigen Einfamilienhäusern im näheren Umfeld besteht 
für das Planungsgebiet keine klare Prägung des gemäß § 34 BauGB zulässigen 
Maßes der baulichen Nutzung. Auch die gemäß § 34 BauGB überbaubare 
Grundstücksfläche lässt sich aus der umgebenden Situation nicht mit ausrei-
chender Sicherheit ableiten.  

Daher wird zur geplanten Umstrukturierung der Bebauung die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich.  

Mit dem Bebauungsplan soll eine gesicherte Rechtsgrundlage für die Umset-
zung der Planung geschaffen werden. Weiterhin sollen die in anderen Bauge-
bieten Viernheims gültigen Anforderungen an die Begrünung und die Versicke-
rung von Niederschlagswasser im Sinne einer Sicherung bzw. Verbesserung 
der siedlungsökologischen Situation übernommen werden.  

 

2. Verfahrensart 

Der Bebauungsplan verfolgt die Zielsetzung einer geordneten städtebaulichen 
Nachverdichtung in einer Innenbereichslage. Der Bebauungsplan wird daher im 
beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Die Voraussetzun-
gen des § 13a BauGB sind erfüllt, da 

• die nach dem Bebauungsplan zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 
Abs. 2 BauNVO weniger als 20.000 m² beträgt 

• der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, weder be-
gründet noch vorbereitet 

• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-
stabe b genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete) bestehen 

• keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Entsprechend den Bestimmungen des § 13a BauGB wird auf die Durchführung 
einer förmlichen Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB verzichtet. 
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Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Daher wird von einer frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden abgesehen.  

 

3. Einfügung in den übergeordneten Planungen und Entwicklung aus dem 
Flächennutzungsplan 

Regionalplan Südhessen 2000 

Im Regionalplan Südhessen / Regionaler Flächennutzungsplan 2010 vom 
17.10.2011 ist Viernheim als Mittelzentrum im Verdichtungsraum ausgewiesen. 
In der Planzeichnung des Regionalplans ist das Plangebiet als Vorranggebiet 
Siedlung im Bestand dargestellt.  

Unter der Ziffer 1.2 des Regionalplans („Sicherung der Wohnungsversorgung“) 
wird ausgeführt, dass vorrangig durch Inanspruchnahme bereits ausgewiesener 
Wohnbauflächen Voraussetzungen geschaffen werden sollen, um der erwarte-
ten Nachfrage nach Wohnraum angemessen gerecht werden zu können. Dabei 
sollen auch die Möglichkeiten der Innenentwicklung und des flächensparenden 
Bauens ausgeschöpft werden. Zudem ist gemäß Ziffer 2.1-2 („Verdichtungs-
raum“) in Verdichtungsräumen die Inanspruchnahme von Freiflächen durch 
Nutzung der Möglichkeiten zur Innenentwicklung und eine angemessene bauli-
che Verdichtung zu begrenzen. 

 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Viernheim stellt das Planungsgebiet als 
Wohnbaufläche dar. 

Der Bebauungsplan kann aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. 

 

4. Ursprüngliches Baurecht 

Für die Flächen des Plangebietes besteht kein Bebauungsplan. Sie sind dem-
nach gemäß § 34 BauGB dem unbeplanten Innenbereich zuzuordnen. Ein Bau-
vorhaben ist im unbeplanten Innenbereich zulässig, wenn es sich nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Das Ortsbild darf dabei nicht beeinträchtigt werden. 

Das Plangebiet und sein Umfeld besitzen eine klare Prägung als Allgemeines 
Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO oder gegebenenfalls auch als Reines Wohn-
gebiet im Sinne des § 3 BauNVO. Keine klare Prägung besteht allerdings in 
Hinblick auf das gemäß § 34 BauGB zulässige Maß der baulichen Nutzung. 
Auch die gemäß § 34 BauGB überbaubare Grundstücksfläche lässt sich aus 
der Umfeldsituation nicht mit ausreichender Sicherheit ableiten.  

 

5. Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation  

5.1. Vorhandene und umgebende Nutzung 

Das Planungsgebiet ist Teil eines größeren Wohngebietes im Südwesten von 
Viernheim. Innerhalb des Plangebietes befanden sich fünf dreigeschossige 
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Mehrfamilienhäuser mit ausgebautem Dachgeschoss, ähnlich den beiden Ge-
bäuden Franz-Schubert-Straße 1 und 2. Die Franz-Schubert-Straße endet mit 
einem Wendehammer im Zentrum der ringförmig angeordneten Mehrfamilien-
häuser. 

Entlang der Straße Am Königsacker sowie an den von dieser Straße abzwei-
genden Stichstraßen und südlich der Johann-Sebastian-Bach-Straße finden 
sich Ein- und Mehrfamilienhäuser. Westlich an das Plangebiet anschließend be-
findet sich die Pfarrkirche St. Hildegard sowie eine kirchliche Kindertagesstätte. 
Südlich davon grenzt der Tivolipark an das Plangebiet an, welcher sich nach 
Süden bis zur Mozartstraße fortführt. Nördlich der Johann-Sebastian-Bach-
Straße befindet sich die Friedrich-Fröbel-Schule. 

 

5.2. Vorhandene Erschließung und technische Infrastruktur 

o Straßenverkehr 

Das Planungsgebiet ist über die angrenzende Franz-Schubert-Straße bzw. die 
Straße Am Königsacker an das Straßennetz der Stadt Viernheim angebunden. 
Aus verkehrlicher Sicht ist das Plangebiet ausreichend erschlossen.  

Die Nutzung der Straßenräume zur Deckung des privaten Stellplatzbedarfes 
führt jedoch zu einer erheblichen und nicht gerechtfertigten Nutzung der öffent-
lichen Flächen. Im Zuge der Planung ist daher sicher zu stellen, dass künftig 
der Stellplatzbedarf der Wohnbebauung auf den privaten Grundstücksflächen in 
ausreichendem Maß gedeckt werden kann.  

Durch das Plangebiet führt eine zu erhaltende Fußwegeverbindung von der 
Franz-Schubert-Straße/ Am Königsacker in den südwestlich angrenzenden 
Tivolipark.  

 

o Technische Infrastruktur 

Das Planungsgebiet ist in ausreichendem Maße mit Strom, Gas und Wasser 
versorgt. Die Entsorgungsleitungen verlaufen jedoch derzeit über die privaten 
Grundstücke Franz-Schubert-Straße 1 und 2. Im Zuge der Neubebauung wird 
daher die Verlegung der Versorgungsleitungen in die Franz-Schubert-Straße er-
forderlich.  

Die Entsorgungsleitungen in Viernheim sind aufgrund des hohen Versiege-
lungsgrades nicht in der Lage, bei Starkregenereignissen das gesamte anfal-
lende Niederschlagswasser abzuleiten. Zur Entlastung der bestehenden Kana-
lisation in Viernheim ist unabhängig davon, ob im unmittelbaren Umfeld Defizite 
in der Kanalnetzdimensionierung bestehen oder nicht, eine Versickerung der 
anfallenden Niederschlagswässer anzustreben. Mit jeder Minderung der Einlei-
tung von Niederschlagswasser können die kritischen Punkte im städtischen Ka-
nalnetz entlastet und damit Überflutungsschäden vorgebeugt werden. 

 

5.3. Vorhandener Zustand von Natur und Landschaft  

Das Plangebiet ist derzeit als gepflegte und damit relativ artenarme Rasenflä-
che mit einzelnen Ziersträuchern und Bäumen angelegt. In Verbindung mit den 
Gärten der umgebenden Wohnbebauung und den umliegenden Grünflächen 
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bietet die Fläche Lebensraum für unterschiedliche Tier- und Vogelarten des 
Siedlungsraums und des Siedlungsrands. Ein über das Tierartenspektrum der 
angrenzenden Gärten hinausgehendes Artenvorkommen ist nicht zu erwarten. 

 

5.4. Bodenschutz 

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation 

Das Plangebiet ist bis auf die beiden noch bestehenden Wohnhäuser und der 
Straßenfläche der Franz-Schubert-Straße überwiegend unversiegelt. Aufgrund 
der vorherigen Bebauung und der Lage im Bereich des Stadtkerns ist jedoch 
auch für die derzeit unbebaute Fläche damit zu rechnen, dass die natürlichen 
Bodenverhältnisse in der Vergangenheit bereits durch menschlichen Eingriff 
gestört wurden. 

Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen liegen nicht vor. 

 

5.5. Immissionsschutz 

Bei den einzigen wesentlich auf das Plangebiet einwirkenden Schallquellen 
handelt es sich um die südöstlich an das Plangebiet angrenzende Straße Am 
Königsacker sowie die nördlich verlaufende Johann-Sebastian-Bach-Straße. Da 
die schutzwürdige Wohnnutzung im Rahmen der vorliegenden Planung nicht 
näher an den Emissionsort heranrückt, werden durch den Bebauungsplan keine 
neuen schalltechnischen Konflikte ausgelöst. Da die Verkehrsbelastung der 
umgebenden Straßen nur gering ist, ist nicht mit relevanten Immissionsbelas-
tungen durch das angrenzende Straßennetz zu rechnen. Allerdings unterliegt 
das Planungsgebiet wie die sonstigen Siedlungsbereiche in Viernheim auch ei-
ner Immissionsbelastung durch die umgebenden Autobahnen.  

Darüber hinaus ist für Wohngebäude unabhängig von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans gemäß § 14 Abs. 2 HBO ein ausreichender Schallschutz 
nachzuweisen. 

Gewerbliche Emissionsquellen sind weder im Planungsgebiet noch im näheren 
Umfeld vorhanden.  

 

5.6. Denkmalschutz 

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation 

Im Plangebiet befinden sich keine denkmalgeschützten Gebäude. Es liegen 
auch keine Erkenntnisse über archäologische Bodenfunde vor.  

 

6. Planung 

6.1. Städtebauliche Konzeption 

Grundlegende Zielsetzung der Aufstellung des Bebauungsplans ist die Schaf-
fung von, teilweise auch altengerechtem und barrierefreiem, bezahlbarem 
Wohnraum. Die bisherigen Gebäude sollen daher durch fünf dreigeschossige 
Punkthäuser mit zusätzlichem Staffelgeschoss und jeweils elf Wohneinheiten 
ersetzt werden. Zwischen den Punkthäusern sind ausreichend große Abstände 
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freigehalten, um den bisherigen offenen bzw. lockeren Eindruck der Bebau-
ungsstruktur auch weiterhin zu gewährleisten.  

Die Erschließung erfolgt über die Franz-Schubert-Straße, die auf dem Plange-
biet in eine private Zufahrt übergeht. Die Festsetzung einer privaten Verkehrs-
fläche erscheint nicht notwendig. Die städtebauliche Nachbarschaftsausbildung 
durch die Zufahrt über eine Stichstraße bleibt erhalten. 

Die unter Berücksichtigung eines Anteils altengerechter Wohnungen benötigten 
50 Stellplätze werden oberirdisch, zwischen den Gebäuden angeordnet.  

In Hinblick auf das Maß der baulichen Nutzung gilt es einen städtebaulich ver-
träglichen Übergang zwischen den unterschiedlichen Geschossigkeiten westlich 
und östlich des Planungsgebietes herzustellen. Das Maß der baulichen Nut-
zung soll dabei insgesamt nicht wesentlich über den heutigen Bestand hinaus 
ausgedehnt werden. Die charakteristische Bebauungsstruktur mit Einzelgebäu-
den bleibt erhalten.  

 

 
Städtebauliches Konzept der Baugenossenschaft Viernheim e.G., Stand 21.08.2017, erstellt 
durch RAIBLE. Freie Landschaftsarchitekten + Ingenieure, Mainz 
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Ansichten und Schnitte des Vorhabens der Baugenossenschaft Viernheim e.G., Stand 
05.04.2017, erstellt durch Baugenossenschaft Viernheim e.G. 

 

Die Baugenossenschaft Viernheim beabsichtigt den Beginn der Umsetzung der 
städtebaulichen Konzeption im Jahr 2019, da für die noch bestehenden Gebäu-
de Mietverträge mit der Stadt Viernheim bis Ende 2018 laufen.  

 

6.2. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung 

Ausgehend von der angrenzenden Wohnnutzung wird als Art der baulichen 
Nutzung im Planungsgebiet ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Eine 
Festsetzung als Reines Wohngebiet (WR) ist nicht erforderlich, da eine kleintei-
lige Ergänzung der dominierenden Wohnnutzung durch sonstige Nutzungen an 
dieser Stelle städtebaulich unproblematisch erscheint. Allgemein zulässig sind 
damit Wohngebäude sowie nicht störende Handwerksbetriebe. Ausnahmsweise 
zulässig sind die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
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Speisewirtschaften sowie nicht störende Gewerbebetriebe. Anlagen für kirchli-
che, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen sind aufgrund der Erschließungssituation und der Zahl der hier-
für erforderlichen Stellplätze nicht zulässig. Im allgemeinen Wohngebiet sind 
Gartenbaubetriebe aufgrund ihres großen, mit den Zielen der Planung nicht 
vereinbaren Platzbedarfs und Tankstellen aufgrund ihres besonderen Störpo-
tenzials unzulässig.  

 

Maß der baulichen Nutzung 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird zur Begrenzung der maximal möglichen Ver-
siegelung mit 0,3 festgesetzt. Durch diese GRZ soll eine der Randlage zur In-
nenstadt angepasste angemessene bauliche Struktur mit hoher Durchgrünung 
ermöglicht werden. Die Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO wird daher nicht 
voll ausgeschöpft.  

Um sicher zu stellen, dass sich die neu entstehende Bebauung in Bezug auf 
Bauhöhe und Baumasse in die umgebend angrenzende Bebauung einfügt, wird 
die Zahl der Vollgeschosse auf maximal drei beschränkt. Die festgesetzte ma-
ximale Firsthöhe von 13,5 m orientiert sich an den Planungen des Vorhabenträ-
gers und erlaubt über die drei Vollgeschosse hinaus ein zusätzliches Staffelge-
schoss. 

Durch die Festsetzungen zur GRZ, zur Zahl der Vollgeschosse sowie zur ma-
ximal zulässigen Gebäudehöhe wird das zulässige Maß der baulichen Nutzung 
bereits ausreichend bestimmt und die Kubatur der zulässigen Baukörper soweit 
begrenzt und umschrieben, dass auf eine zusätzliche Festsetzung zur Ge-
schossflächenzahl verzichtet werden kann.  

Um bezüglich der Gesamtversiegelung ausreichend Spielraum für die zugehö-
rigen Stellplätze und Nebenanlagen zu ermöglichen, wird die gemäß § 19 Abs. 
4 BauNVO zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl für Nebenanlagen, 
Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten bis zu einem Wert von insgesamt 
0,6 zugelassen. Der Entwicklungsspielraum ist insbesondere erforderlich, um 
bei Veränderungen der Wohnungsanzahl die dann gegebenenfalls erhöhten 
Stellplatzverpflichtungen umsetzen zu können. 

 

Bauweise  

Im Plangebiet ist entsprechend der bestehenden Bebauungsstruktur eine offene 
Bauweise festgesetzt. Durch die offene Bauweise mit allseitiger Einhaltung der 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Grenzabstände wird die Einhaltung ausrei-
chender Abstände der Gebäude zueinander sowie zu den umgebenden Ge-
bäuden gewährleistet. 

 

Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen definiert. 

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche orientiert sich an der 
Gebäudestellung gemäß der städtebaulichen Konzeption. 
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Von allen Plangebietsgrenzen halten die überbaubaren Grundstücksflächen 
den bauordnungsrechtlichen Mindestabstand von 3 m ein. Zwischen den Ge-
bäuden soll ein Abstand von 7 m eingehalten werden, um eine ausreichende 
Besonnung sicherzustellen.  

 

Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Garagen und PKW-Stellplätze mit ihren Einfahrten sowie nach HBO genehmi-
gungspflichtige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur innerhalb 
gesondert festgesetzter Flächen für Stellplätze und Garagen sowie innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Mit dieser Regelung wird an-
gesichts der Abgrenzung der überbaubaren Grundstücksfläche und der Flächen 
für Stellplätze und Garagen erreicht, dass die Parkierungseinrichtungen vorran-
gig im Blockinnenbereich zwischen den geplanten Gebäuden angeordnet wer-
den müssen. Ein Anbau von Garagen, PKW-Stellplätzen und größeren Neben-
anlagen an die Nachbargrenzen wird damit im Interesse der Eigentümer der 
angrenzenden Wohnbaugrundstücke weitgehend vermieden. 

Für Fahrradstellplätze wird kein Regelungsbedarf gesehen. Diese sind dem-
nach überall zulässig. 

 

Flächen, die mit Gehrecht zu belasten sind 

Im Plangebiet wird eine Fläche festgesetzt, die mit einem Gehrecht zugunsten 
der Allgemeinheit zu belasten ist, um die bereits bestehende Verbindung zwi-
schen der Franz-Schubert-Straße und dem Tivolipark im Nordwesten des Plan-
gebiets auch weiterhin sicherzustellen.  

Die im Bebauungsplan getroffene Regelung begründet noch nicht das konkrete 
Nutzungsrecht, sondern bereitet die entsprechenden Rechte lediglich vor. In-
soweit sind in einem weiteren Schritt, der sich an das Bauleitplanverfahren an-
schließen, diese Rechte beispielsweise durch Eintragung von Baulasten 
und/oder Grunddienstbarkeiten verbindlich zu sichern. 

 

6.3. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Im Zuge der planerischen Zurückhaltung soll auf bauordnungsrechtliche Fest-
setzungen - insbesondere auf Festsetzungen zur Gestaltung baulicher Anlagen 
- soweit möglich verzichtet werden. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen sol-
len lediglich zur Dachgestaltung sowie zur Gestaltung von Stellplätzen und un-
bebauten Flächen der privaten Baugrundstücke getroffen werden, um sicher zu 
stellen, dass sich das Plangebiet gestalterisch in die umgebende Bebauung 
einfügt. 

 

Dachform und Dachneigung 

Entsprechend dem Gebot der planerischen Zurückhaltung wird bezüglich der 
äußeren Gestaltung der Baukörper nur eine Festsetzung zur Dachneigung ge-
troffen. Es werden nur Dächer mit einer maximalen Dachneigung von 15° zuge-
lassen. Unabhängig davon, ob die Gebäude mit einem Flachdach oder zum 
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Beispiel einem Pultdach ausgestattet werden, wird mit der geringen Dachnei-
gung der punktförmige Charakter der Gebäude unterstrichen. 

Für Garagen, Nebenanlagen und untergeordnete Gebäudeteile sind zusätzlich 
Dächer mit größerer Dachneigung zulässig, da diese Anlagen nicht wesentlich 
auf die Dachlandschaft einwirken. 

 

Einfriedungen 

Für den Freibereich gilt es, durch Regelungen zu Einfriedungen einen offenen 
Charakter der Bebauungsstrukturen zu sichern. Daher werden bauliche Einfrie-
dungen nur um Abfallbehälterstandorte, um Fahrradabstellplätze und um 
Mietergärten bis zu einer Fläche von 100 m² zugelassen. Einfriedungen um Ab-
fallbehälterstandorte und Fahrradabstellplätze sind zudem, soweit sie nicht 
durch mindestens 0,50 m breite Heckenpflanzungen verdeckt werden, mit Klet-
terpflanzen zu begrünen.  

Der geforderte Mindestabstand von 0,1 m zwischen Zaununterkante und Boden 
dient der Sicherung der Durchlässigkeit für Kleintiere. 

 

Anzahl der Stellplätze 

Durch die unabhängig vom Bebauungsplan zu beachtende Stellplatzsatzung 
der Stadt Viernheim mit ihren Festsetzungen zur Mindestanzahl der erforderli-
chen Stellplätze je Wohnung wird sichergestellt, dass eine ausreichende An-
zahl von Stellplätzen auf den privaten Grundstücken zur Verfügung stehen 
muss und dass damit der öffentliche Straßenraum nicht über Gebühr durch 
parkende Fahrzeuge belastet wird. Ein gesonderter Regelungsbedarf im Be-
bauungsplan besteht somit nicht.   

Bezüglich der Stellplatzbegrünung wird jedoch - abweichend zur Stellplatz- und 
Ablösesatzung der Stadt Viernheim - festgesetzt, dass bei zusammenhängen-
den Stellplatzanlagen zur räumlichen Gliederung für je angefangene 6 Stell-
plätze (statt je 5 Stellplätzen gemäß Satzung) zwischen den Stellplätzen ein 
standortgeeigneter Baum zu pflanzen ist. Die übrigen Anforderungen an die 
Bepflanzung gemäß der Stellplatz- und Ablösesatzung der Stadt Viernheim 
werden unverändert übernommen. Die Abweichung von der Stellplatz- und Ab-
lösesatzung der Stadt Viernheim erscheint städtebaulich vertretbar, da sich aus 
dem städtebaulichen Konzept ergibt, dass die Stellplätze ausreichend in Grün-
anlagen eingebettet sind. 

 

6.4. Grünordnung 

Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 6.150 m² auf und zeigt sich aktuell als 
Wohnbaufläche mit großen Gartenflächen. Die Fläche ist in einem für ein 
Wohngebiet typischen Maß versiegelt und weist damit nur eine Lebens-
raumeignung für anspruchslose bzw. nicht störungsempfindliche Vogelarten 
und sonstigen Tierarten der Siedlung und des Siedlungsrandes auf. 

Der Flächenbedarf der Planung lässt sich wie folgt bilanzieren: 
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Nutzung Bestand in m2 Planung in m2 Differenz in m2 

Versiegelte Flächen 

Tatsächliche Versiegelung  1.260 -  

Zulässige Versiegelung mit GRZ 0,3 
+ Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO bis 0,6  

- 3.480  

Öffentliche Verkehrsfläche 990  210  

Summe versiegelte Fläche 2.250 3.690 + 1.440 

Unversiegelte Flächen 

Tatsächlich unversiegelte Flächen 3.900 -  

Private Gartenfläche bei GRZ 0,3 + 
Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 
BauNVO bis 0,6 

 2.460  

Summe unversiegelte Flächen 3.900 2.460 - 1.440 

Gesamtsumme 6.150 6.150  

 

Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind insbesondere durch die zulässig 
werdende zusätzliche Flächenversiegelung (bis zu ca. 1.440 m²) zu erwarten.  

 

Um eine Mindestdurchgrünung des Plangebiets sicher zu stellen, wird festge-
setzt, dass innerhalb der privaten Baugrundstücke je angefangenen 500 m² 
Baugrundstücksfläche 

• 1 großkroniger Baum oder 

• 2 mittelkronige Bäume oder 

• 5 Großsträucher bzw. kleinkronige Bäume oder 

• 20 Sträucher bzw. 20 m² Hecken- oder Gebüschpflanzung oder 

• 30 lfdm. begrünte Wandfläche (Mindestwuchshöhe 2,50 m) oder 

• eine anteilige Kombination der genannten Alternativen entsprechend der 
Pflanzenlisten  

zu pflanzen ist. In Bezug auf die Gliederung und Gestaltung der privaten Stell-
platzflächen wird auf die Ausführungen in Kapitel 6.3 verwiesen.  

Auf weitergehende Festsetzungen zur Bepflanzung der privaten Baugrundstü-
cke wird verzichtet, um die Bauherren in ihrer privaten Gartengestaltung nicht 
unnötig einzuschränken. Durch die festgesetzte GRZ von 0,3 und der zulässi-
gen Überschreitung bis 0,6 ist ohnehin sichergestellt, dass ein Anteil von rund 
40% der Baugrundstücke als nicht versiegelbare Fläche verbleibt, die in der 
Regel als private Gartenfläche gestaltet wird.  

Nachteilige Auswirkungen auf das Siedlungsbild ergeben sich nicht, da die er-
gänzende Bebauung aufgrund der rückwärtigen Lage von den öffentlichen 
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Straßenräumen aus nur eingeschränkt wahrnehmbar sein wird und keine Aus-
weitung der Bebauung in die freie Landschaft hinein erfolgt. Ein weitgehender 
Ausgleich der Eingriffe in den Wasserhaushalt ergibt sich durch die gemäß den 
wasserrechtlichen Bestimmungen – auch ohne gesonderte Regelung im Be-
bauungsplan - vorzusehende Versickerung des Niederschlagswassers.   

Ein Ausgleich der Eingriffe in das Bodenpotenzial ergibt sich jedoch nicht.  

Dieser Eingriff in Natur und Landschaft wird vor dem Hintergrund der städtebau-
lichen Zielsetzung einer Innenentwicklung vor einer Außenentwicklung hinge-
nommen, zumal mit der Nutzung innerörtlicher Flächen eine weitere Ausdeh-
nung der Siedlungsflächen in die freie Landschaft hinein vermindert werden 
kann.  

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren im Sinne des § 13 a 
BauGB aufgestellt wird, gelten für den Bereich des Plangebiets Eingriffe, die auf 
Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des 
§ 1 a Abs. 3 S. 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung zulässig. Ein 
Ausgleich ist damit nicht erforderlich.  

 

Über die dargestellten Einzelfestsetzungen hinaus erfolgt eine übergeordnete 
Festsetzung einer Bodenfunktionszahl (BFZ), mit der ein ökologischer Mindest-
standard für das Planungsgebiet vorgegeben wird.  

Die Bodenfunktionszahl (BFZ) gibt an, welcher Flächenanteil je Quadratmeter 
Grundstücksfläche von jeglicher Bebauung und Versiegelung freizuhalten ist 
und auf dem Pflanzenwachstum und Wasserversickerung ohne Nachteile für 
die Gewässerqualität möglich ist. Die BFZ wird in Analogie zur Grundflächen-
zahl (§ 19 Abs. 3 BauNVO) berechnet.  

Die festgesetzte Bodenfunktionszahl von 0,5 bedeutet, dass entweder 50 % der 
Grundstückflächen eine uneingeschränkte Bodenfunktion besitzen müssen 
(entsprechend Grünflächen) oder dass durch entsprechende Maßnahmen Ver-
hältnisse geschaffen werden, die 50 % uneingeschränkter Bodenfunktion ent-
sprechen. Die Bodenfunktionszahl kann nur erreicht werden, wenn entweder 
die maximal zulässige Versiegelung nicht ausgeschöpft wird oder ergänzende 
Maßnahmen im Bereich der versiegelten Flächen durchgeführt werden, mit de-
nen eine weitgehende Kompensation der durch die Versiegelung hervorgerufe-
nen Eingriffe in Natur und Landschaft sichergestellt wird.  

Dies kann durch die eine Dachflächenbegrünung, durch eine Verwendung von 
wasserdurchlässig befestigte Freiflächen und Wegflächen – wie wassergebun-
dene Wegdecken, Kieswege, Rasengittersteinflächen, Schotterrasen, Großfu-
genpflaster (ab 15 % Fugenanteil) auf Tragschichten ohne Bindemittel sowie 
durch eine Versickerung des Niederschlagswassers erreicht werden.  

 

6.5. Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet ist durch die bestehende Leitungsinfrastruktur in der östlich an-
grenzenden Straße Am Königsacker erschlossen. Ausbauerfordernisse an der 
übergeordneten Infrastruktur entstehen jedoch, da die bestehenden Kanäle 
über die privaten Grundstücke Franz-Schubert-Straße 1 und 2 führen und künf-
tig in die Franz-Schubert-Straße verlegt werden sollen.  
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Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser der geplanten ergänzenden Be-
bauung wird in den bestehenden Kanal in der Straße Am Königsacker eingelei-
tet. Aufgrund der ursprünglichen Bebauung ist zu erwarten, dass das bestehen-
de Kanalnetz das anfallende Schmutzwasser problemlos aufnehmen kann.  

Zur Minderung der Kanalbelastung in Viernheim insgesamt wird festgesetzt, 
dass das anfallende Niederschlagswasser, soweit es nicht als Brauchwasser 
genutzt wird, auf dem Grundstück zur Versickerung zu bringen ist. Angesichts 
der anzunehmenden Bodenverhältnisse und des festgesetzten Maßes der bau-
lichen Nutzung ist eine Umsetzung dieser Festsetzung grundsätzlich möglich.  

 

7. Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen im Sinne des BauGB sind nicht erforderlich. 

 

 




